
Unterschriften gegen Basler Wegweisungsartikel eingereicht              29. 11. 2008

Im Kanton Basel-Stadt kommt der Wegweisungsartikel vermutlich vors Volk. Ein linkes 
Komitee «Nein zum Wegweisungsartikel» hat  am Samstag nach eigenen Angaben 
2222 Unterschriften für ein Referendum eingereicht. Nötig sind 2000.

Das Komitee wolle die Abstimmungskampagne dazu nutzen, eine Debatte über die 
zunehmende Geringschätzung der Grundrechte anzuregen, teilte es mit. Auch solle 
über die Tendenz diskutiert werden, gesellschaftliche Probleme «auf die Staatsgewalt 
abzuwälzen».

Das  revidierte  Polizeigesetz  sieht  vor,  dass  die  Polizei  Personen  für  maximal  72 
Stunden  von  einem  öffentlichen  Ort  wegweisen  darf.  Dies,  wenn  Personen  Dritte 
gefährden,  bedrohen oder  bei  «Gewalt-Provokation».  Der  betroffene öffentliche Ort 
kann von Fall zu Fall definiert werden.

Dem Komitee «Nein zum Wegweisungsartikel» gehören an: augenauf basel, Basels 
starke  Alternative  (BastA!),  Europäisches  Bürgerforum,  Interprofessionelle 
Gewerkschaft der ArbeiterInnen (IGA), junges grünes bündnis (jgb), JungsozialistInnen 
Basel-Stadt  (JUSO),  Liste  13  -  gegen  Armut  und  Ausgrenzung,  Longo  maï,  Neue 
Partei der Arbeit Basel (neue PdA), Schwarzer Peter - Verein für Gassenarbeit, SoAL/
Solidarität, Solidaritätsnetz Region Basel. 

Wegweisungsartikel kommt vors Volk                                                       1. 12. 2008

Das Referendum gegen den vom Grossen Rat gutgeheissenen Wegweisungsartikel ist 
mit 2064 Unterschriften zu Stande gekommen.

Im  Kanton  Basel-Stadt  kommt  der  Wegweisungsartikel  vors  Volk.  Von  den  2222 
Unterschriften, die ein linkes Komitee «Nein zum Wegweisungsartikel» am Samstag 
eingereicht hat, sind 2064 gültig, wie das Sicherheitsdepartement am Montag mitteilte.

Der Abstimmungstermin stehe noch nicht fest. Der Grosse Rat hatte das Polizeigesetz 
am 15. Oktober revidiert. Es sieht neu vor, dass die Polizei Personen für bis zu 72 
Stunden von einem - ad hoc zu definierenden - öffentlichen Ort wegweisen darf. Dies 
gilt, wenn Personen Dritte gefährden, bedrohen oder bei «Gewalt-Provokation». 


